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Erklärung zu § 21 Gesetz zur 
Förderung der Entgelttransparenz 
zwischen Frauen und Männern

Für den Lagebericht zum Stand 31.12.2024 wird gem.  
§ 21 Gesetz zur Förderung der Entgelttransparenz wie 
folgt Stellung genommen:

Tarifvertragswerk der Autobahn GmbH
Der Haustarifvertrag der Autobahn GmbH trägt als Grund-
lage zur Chancengleichheit der Geschlechter zu hoher 
Gehaltstransparenz und einheitlicher Entlohnungsstruk-
turen von Männern und Frauen bei.

Viele der über Jahrzehnte gewachsenen regionalen tarif
lichen Besonderheiten in Ost- und Westdeutschland sind 
zu einer einfacheren und transparenteren sowie einheit
lichen Tarifstruktur zusammengefasst. Etablierte Maßnah-
men des TVöD sind in den Tarifvertrag aufgenommen 
worden. So ist beispielsweise der Kündigungsschutz für 
langjährige Beschäftigte übernommen und auf das 
gesamte Tarifgebiet ausgeweitet worden. Nicht zuletzt 
garantiert die Autobahn GmbH einen Erfahrungsstufen
aufstieg nach einer festgelegten Beschäftigungsdauer.

Die Arbeitszeit liegt einheitlich für alle Beschäftigten bei 
maximal 39 Wochenstunden. Für Beschäftigte in Schicht-
dienst, sowie für besondere Betriebsstätten wie Autobahn-
meistereien und, in Fachcentern für Informationstechnik 
und -sicherheit, gilt eine reduzierte Arbeitszeit von 38,5 
Wochenstunden. Ein volles dreizehntes Monatsentgelt 
für alle Beschäftigten sowie die Beteiligung am Unterneh-
menserfolg durch einen jährlichen Unternehmensbonus 
sind weitere monetäre Anreize für die Beschäftigung in 
der Gesellschaft.

Teilzeitbeschäftigung ist selbstverständlich möglich, 
außerdem regelt der Tarifvertrag, dass Teilzeitbeschäftig-
ten Überstundenzuschläge bereits bei Überschreitung  
der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit zustehen.

Maßnahmen zur Förderung der Chancengleichheit
Mit Konzeptionierung, Steuerung und Umsetzung konkre-
ter Maßnahmen durch das Diversity Management wird 
das Unternehmen der Vielfalt im Unternehmen und in der  

 
Personalgewinnung gerecht, um in der Situation des 
Fachkräftemangels alle Bevölkerungsgruppen gleicher-
maßen zu erreichen. 

Die Autobahn GmbH bewirbt in den Berufsgruppen das 
jeweils unterrepräsentierte Geschlecht verstärkt, um 
Rollenbilder zu durchbrechen und Chancengleichheit in 
der Personalgewinnung umzusetzen. Die Kernbotschaft 
der aktuellen Personalmarketingkampagne zur Steigerung 
der Bekanntheit als attraktive Arbeitgeberin auf dem 
Arbeitsmarkt lautet: Die Autobahn GmbH ist eine Arbeit-
geberin für alle. Sie bietet vielfältige Benefits und berück-
sichtigt die persönlichen Bedürfnisse der Beschäftigten. 
Die Motive stellen ein authentisches und diverses Bild 
an Mitarbeitenden dar. Um den Frauenanteil bei der Auto-
bahn GmbH zu steigern, wurden im Rahmen der Kampa-
gne bewusst Frauen in männerdominierenden Berufen, 
Ausbildungen und Dualen Studiengängen als Testimonials 
gewählt und Perspektiven für Frauen im Berufseinstieg 
und in Führung aufgezeigt. Im Kampagnenzeitraum wurde 
die Zahl der neuen Nutzer der Karriereseite um 59,9 % 
gesteigert; insgesamt 1,28 Mio. Seiten-Aufrufe weisen die 
Kampagne als sehr erfolgreich aus.

Der Relaunch der Karriereseite im Sommer 2024, unter 
dem Motto „Eine Für Alle“ und „Alle Für Eine“, folgte dem 
Ansatz der ganzheitlichen Ansprache. Frauen und deren 
Chancen bei der Autobahn GmbH des Bundes werden 
besonders hervorgehoben und positioniert, um den Fach- 
und Führungskräftebedarf zukünftig stärker mit Frauen  
zu decken. Interviews und Filme zu den Themen Frauen in 
Führung, Teilzeit und besondere Förderung ermöglichen 
einen authentischen Einblick in verschiedene Arbeitsplätze 
und zeigen wie Frauen inspiriert und dabei unterstützt 
sind, ihre Karriereziele zu erreichen und ihre Potenziale 
auszuschöpfen.

Gemeinsam mit Mitgliedern unseres „Network Pride“ nahm 
das Unternehmen an der renommierten Karrieremesse 
„sticks and stones“ in Berlin teil. Mit einem gut besuchten 
Stand präsentierten wir uns als vielfältige Arbeitgeberin 
und setzten ein starkes Zeichen für Vielfalt und Inklusion.

Zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familien, seien 
es Kindererziehung oder Pflegeaufgaben, die häufig stärker 
von Frauen geleistet werden, wurden in der Zentrale und 
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den Niederlassungen Regelungen zur orts- und zeitsouverä-
nen Arbeitsgestaltung durch Betriebsvereinbarungen über 
mobiles Arbeiten und Telearbeit getroffen. Weiter stehen 
den Beschäftigten überall dort, wo eine Leistungserbrin-
gung zu festen Arbeitszeiten nicht zwingend erforderlich 
ist, flexible Arbeitsbedingungen und familienbewusste 
Arbeitszeiten durch betriebliche Gleitzeitregelungen (BV 
Gleitzeit) und Arbeitszeitkonten zur Verfügung. Zusätz-
lich wurde 2024 erstmals das Arbeitszeitmodell „shared 
leadership“ erprobt und eine Pilotierung gestartet.

Bewährt hat sich die Einrichtung eines Familienservices 
durch einen externen Dienstleister, um die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf besser zu gewährleisten. Hiermit 
sind für Beschäftigte mit Kindern eine Notfallbetreuung, 
Familienberatung, Pflegeberatung sowie die Unterstüt-
zung in schwierigen/kritischen beruflichen und persön
lichen Lebenslagen gewährleistet. Ergänzt wird dies 
durch weitere örtlich organisierte Angebote. 

Im Geschäftsjahr 2021 hat die Geschäftsführung Ziel
quoten für den Frauenanteil in den beiden Führungs
ebenen unterhalb der Geschäftsführung beschlossen, 
welche binnen fünf Jahren, also bis 2026 zu erreichen  
sind. Die Zielquote für den Frauenanteil in der Führungs-
ebene E1 (Direktorinnen und Direktoren der Nieder
lassungen, Geschäftsbereichsleiter/innen sowie Stabs-
stellenleiter/innen der Zentrale) beträgt 25 %, für die 
Führungsebene E2 30 %. Die Führungsebene E2 umfasst 
neben den Abteilungsleiterinnen und Abteilungsleitern  
der Zentrale, den Geschäftsbereichsleiterinnen und 
Geschäftsbereichsleitern sowie den Stabsstellenleiter
innen und Stabsstellenleitern der Niederlassungen 
auch die Leiterinnen und Leiter der Außenstellen. Die 
Geschäftsführung hat 2023 die Einführung einer E3-
Führungsebene, die das mittlere Management abbildet, 
verabschiedet. Mit dieser Selbstverpflichtung schafft 
die Autobahn GmbH Anreizstrukturen zur Übernahme 
von (Führungs-)Verantwortung mit dem Ziel, ein aus
gewogenes Verhältnis von Frauen und Männern auf allen 
Führungspositionen sicherzustellen. Die Nachhaltig-
keitsstrategie der Autobahn GmbH verfolgt das Ziel, eine 
30 %-ige Frauenquote in E3-Führungspositionen bis 
2030 zu erreichen. 

Auf diese Ziele richtet sich zusätzlich zur breit aufgefächer-
ten Personalentwicklung und der großen Bildungspalette 
des Zukunftscampus, die allen Mitarbeitenden offenstehen, 
ein Angebot unterschiedlicher Maßnahmen im Bereich 
der persönlichen Weiterentwicklung nur für Frauen. Damit 
werden besondere Bedürfnisse aufgefangen und Ziele 
maßgeschneidert verfolgt. Beispiel dafür ist u. a. der mehr-
teilige Workshop „Female Leadership – Aufstiegshilfen  

für Frauen, die in Führung gehen (wollen)“. Hier werden 
Mitarbeiterinnen darin unterstützt, Entscheidungen für 
eine Führungs- oder Fachkarriere zu treffen, Hindernisse zu 
identifizieren und zu überwinden und mögliche Karriere-
schritte zu planen. Ein weiteres Beispiel stellt der Workshop 
„Stark und souverän im Beruf – Female Empowerment 
für Frauen in Männerdomänen“ dar, der auf die von einem 
hohen Männeranteil geprägte Arbeitswelt der Autobahn 
GmbH des Bundes spezifisch zugeschnitten wurde. Ein 
anderer Ansatz wird bei „Managing Unconscious Bias – 
Fairness und Vielfalt ohne unbewusste Vorurteile und blinde 
Flecken“ geboten. Hier werden Mitarbeitende angeleitet, 
sich zu reflektieren, um Qualitäten und Potenziale anderer 
unabhängig vom persönlichen Hintergrund wahrzuneh-
men und wertzuschätzen. Die Autobahn GmbH nimmt 
seit 2024 an einem CrossCompany Mentoring mit Unter-
nehmen wie z. B. Fraport, Deutsche Bahn, Deutsche Bank, 
Freudenberg u. a. teil. Weibliche Führungskräfte können 
selbst gewählte Fragestellungen gemeinsam mit Mentoren 
und Mentorinnen der Verbundunternehmen besprechen 
und ihre eigene Karriere vorantreiben bzw. sich als Füh-
rungskraft stabilisieren. Für die gleiche Zielgruppe wird 
ein Coaching angeboten, das geschlechtsspezifische 
Fragestellungen wie Vereinbarkeit oder Führen in einer 
Männerdomäne umreißt.
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Weibliche Mitarbeitende Weibliche Führungskräfte  
(FK-E1 bis FK-E3)

Soll Stellen
(gesamthaft)
abs.

IST-HC
(gesamthaft)
abs.

IST-HC
abs.

Anteil
in %

FK-E1
in %

FK-E2
in %

FK-E3
in %

Autobahn GmbH  
des Bundes 15.537,5 13.449 3.235 24,1 25,0 25,0 27,5

davon Zentrale 916,0 878 364 41,4 27,8 34,0 34,2

Niederlassungen 
(Summe) 14.621,5 12.571 2.871 22,8 20,0 21,1 26,9

Eine vielfältige Belegschaft ist für uns ein wichtiger Erfolgs-
faktor, dies zeigen wir intern und auch in der Außendar-
stellung. Das Unternehmen nahm 2024 zum dritten Mal am 
Deutschen Diversity Tag teil und war erstmals mit einem 
Truck und einer Fußgruppe unter dem Motto ‚queer durch 
Deutschland‘ beim gut besuchten CSD in Köln vertreten. 
Zusammen mit engagierten Vertreterinnen und Vertretern 
unserer internen Netzwerke, wie dem Frauennetzwerk 
‚Autobahn [f.]‘ und dem ‚Network Pride‘, wurden verschie-
dene Dialog- und Austauschformate durchgeführt, um  
zu sensibilisieren und Vielfalt im Unternehmen sichtbar 
zu machen, unter anderem zum Frauentag.

Mit der Einführung des bundesweiten Managements von 
Beschwerden wegen Diskriminierung und Belästigung 
sowie einer entsprechenden Richtlinie, die im Juli 2024 in 
Kraft trat, haben wir Strukturen geschaffen, die bei Fällen 
von Diskriminierung und sexueller Belästigung zuständig 
und handlungsbefugt sind. Seit Oktober steht den Mit
arbeitenden das E-Learning ‚Kollegiales Zusammenar-
beiten – für ein diskriminierungsfreies Arbeitsumfeld‘  
zur Verfügung, um alle für ein respektvolles Miteinander 
zu sensibilisieren.

Personalbestand gem. § 21 Bericht zur Gleichstellung und Entgeltgleichheit
Köpfe nach Geschlecht (Durchschnitt)
Teilzeit, Vollzeit  
Stichtage: SAP HCM (31.03.24, 30.06.24, 30.09.24, 31.12.24)

Anzahl Beschäftigte Autobahn GmbH 1*

Gesamt davon weiblich davon männlich

abs. in % abs. in % abs. in %

Personalbestand 12.403 100,0 2.921 100,0 9.482 100,0

davon in Vollzeitbeschäftigung 11.129 89,7 2.039 69,8 9.090 95,9

davon in Teilzeitbeschäftigung 1.274 10,3 882 30,2 392 4,1
1        �Personalbestand ohne Geschäftsführung, Beamte, Gestellte, Nachwuchskräfte und Externe  

(unbefristete und befristete Beschäftigungen)
* �nur aktive Mitarbeitende, keine Sterbegeldempfänger, keine Altersteilzeit in Freiphase,  

keine Elternzeit und keine EM-Rente nach Krankengeld

ausgeschlossen fehlende Angaben und diverse

Quelle: Informationsangebot der Abteilung Personalwirtschaft und -planung der Autobahn GmbH 
SAP-HCM Produktion HP1 (YHBAB_PA_PST_AUTOBAHN/2024-01-03) 
Erstellt durch: Team Personalcontrolling und Bereichswesen

Personalbestand gem. § 21 Bericht zur Gleichstellung und Entgeltgleichheit� 07.02.2024
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11. Bilanz
zum 31. Dezember 2024

Aktiva 31.12.2024 
EUR

31.12.2023 
EUR

A.	 Anlagevermögen

	 I.	 Immaterielle Vermögensgegenstände

		  1.	� Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche  
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie  
Lizenzen an solchen Rechten und Werten

20.490.325,18 33.706.169,33

		  2.	� Geleistete Anzahlungen für sonstige immaterielle  
Vermögensgegenstände

0,00 0,00

20.490.325,18 33.706.169,33

	 II.	 Sachanlagen

		  1.	� Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten  
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

1.937.057,84 1.136.128,52

		  2.	� Technische Anlagen und Maschinen 23.082.214,72 16.713.344,95

		  3.	� Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 499.928.083,04 413.831.198,31

		  4.	� Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 24.484.601,72 51.231.150,09

549.431.957,32 482.911.821,87

	 III.	 Finanzanlagen

		�  Sonstige Ausleihungen 61.700,00 68.200,00

569.983.982,50 516.686.191,20

B.	 Umlaufvermögen

	 I.	 Vorräte

		  1.	� Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 53.668.466,59 53.389.001,85

		  2.	� Unfertige Leistungen 113.305.057,50 93.591.846,41

		  3.	� Geleistete Anzahlungen 2.743.539.602,13 2.442.089.198,85

2.910.513.126,22 2.589.070.047,11

	 II.	 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

		  1.	� Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 30.092.698,44 29.341.592,95

		  2.	� Forderungen gegen verbundene Unternehmen 63.564,66 23.435,38

		  3.	� Forderungen gegen Gesellschafter 295.063.935,50 207.033.557,02

		  4.	� Sonstige Vermögensgegenstände 8.435.671,61 4.296.715,42

333.655.870,21 240.695.300,77

	 III.	 Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 2.617.950,43 2.930.487,84

3.246.786.946,86 2.832.695.835,72

C.	 Rechnungsabgrenzungsposten 35.779.602,53 29.499.673,70

Bilanzsumme 3.852.550.531,89 3.378.881.700,62

Treuhandvermögen 3.609.274,71 1.164.061,76
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Passiva 31.12.2024 
EUR

31.12.2023 
EUR

A.	 Eigenkapital

	 I.	 Gezeichnetes Kapital 25.000,00 25.000,00

	 II.	 Kapitalrücklage 35.625,00 35.625,00

	 III.	 Verlustvortrag 0,00 0,00

	 IV.	 Jahresüberschuss 0,00 0,00

60.625,00 60.625,00

B.	 Rückstellungen

		  1.	� Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 25.524.759,00 24.863.093,00

		  2.	� Steuerrückstellungen 0,00 0,00

		  3.	� Sonstige Rückstellungen 196.029.035,90 177.582.708,73

221.553.794,90 202.445.801,73

C.	 Verbindlichkeiten

		  1.	� Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 204.211.870,13 114.995.862,79

		  2.	 Verbindlichkeiten gegen verbundene Unternehmen 901,55 6.080,73

		  3.	� Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter 389.671,66 1.523.382,88

		  4.	� Sonstige Verbindlichkeiten 
davon aus Steuern EUR 11.100.747,91 (Vj.: EUR 9.819.178,61) 
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR -532,16 (Vj.: EUR 0,00)

13.253.842,99 11.023.690,75

217.856.286,33 127.549.017,15

D.	� Mittelzuweisungen aus noch nicht abgerechneten  
Aufwendungen bzw. Investitionen 3.407.579.609,74 3.048.826.256,74

E.	 Rechnungsabgrenzungsposten 5.500.215,92 0,00

Bilanzsumme 3.852.550.531,89 3.378.881.700,62

Treuhandverbindlichkeiten 3.609.274,71 1.164.061,76

 31.12.2024 
EUR

31.12.2023 
EUR

davon aus Steuern EUR 11.100.747,91 9.819.178,61

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit EUR -532,16 0,00

Working Capital 3.028.930.660,53
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12. Gewinn- und  
Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2024 bis 31. Dezember 2024

31.12.2024 
EUR

31.12.2023 
EUR

1.	 Umsatzerlöse 2.180.695.901,76 1.940.029.039,30

2.	 Erhöhung des Bestands an unfertigen Leistungen 19.713.211,09 15.738.005,44

3.	 Sonstige betriebliche Erträge 164.362.595,44 150.733.835,28

4.	 Materialaufwand

	 a)	 Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe -90.822.738,30 -104.210.252,95

	 b)	 Aufwendungen für bezogene Leistungen -789.918.717,66 -664.512.919,42

-880.741.455,96 -768.723.172,37

5.	 Personalaufwand

	 a)	 Löhne und Gehälter -799.851.091,40 -704.150.412,44

	 b)	� Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersvorsorung  
und für Unterstützung davon für Altersversorgung  
EUR 38.404.961,98 (Vj.: EUR 34.180.569,15)

-204.898.369,62 -169.651.056,71

-1.004.749.461,02 -873.801.469,15

6.	� Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände  
des Anlagevermögens und Sachanlagen

-107.850.330,15 -96.524.819,19

7.	 Sonstige betriebliche Aufwendungen -371.154.339,74 -366.335.081,03

8.	� Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge davon aus  
Abzinsung EUR 320.089,37 (Vj.: EUR 184.787,81)

1.339.147,40 1.158.860,70

9.	� Zinsen und ähnliche Aufwendungen davon aus  
Aufzinsung EUR 675.705,88 (Vj.: EUR 525.873,00)

-1.499.118,21 -2.147.792,10

10.	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 178,00

Ergebnis nach Steuern 116.150,61 127.584,88

11.	 Sonstige Steuern -116.150,61 -127.584,88

Jahresüberschuss		 0,00 0,00

Aufwendungen Altersversorgung 2024 2023

641200 VBL/ZVK 37.829.554,08 32.497.989,10

641500 Veränd. Arbeitsn.fin.Pensionszusage 575.033,20 1.680.918,60

641600 Beiträge Pensionssicherungsverein 374,70 1.661,45

38.404.961,98 34.180.569,15
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für das Geschäftsjahr vom  
1. Januar bis 31. Dezember 2024 der  
Die Autobahn GmbH des Bundes, Berlin
Sitz: Heidestraße 15, 10557 Berlin  
Registergericht: Amtsgericht Charlottenburg  
Handelsregisternummer: HRB 200131 B

13.1. Allgemeine Hinweise
Die „Die Autobahn GmbH des Bundes“ (im Folgenden kurz 
die „Autobahn GmbH“ oder die Gesellschaft) wurde mit 
notariell beurkundetem Vertrag vom 13. September 2018, 
zuletzt geändert am 3. Mai 2024, gegründet und am 
28. September 2018 unter HRB 200131 im Handelsregister 
am Amtsgericht Charlottenburg eingetragen. Der Auto-
bahn GmbH werden gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 Infrastruktur-
gesellschaftserrichtungsgesetz (InfrGG) ab dem 1. Januar 
2021 die Ausführung von Aufgaben der Straßenbaulast im 
Sinne des § 3 des Bundesfernstraßengesetzes übertragen. 
Bereits zum 1. Januar 2020 wurde die vorzeitige Wahrneh-
mung der Aufgaben Planung und Bau von den Ländern 
Hamburg und Schleswig-Holstein an die Autobahn GmbH 
übertragen. Seit dem 1. Januar 2021 ist die Autobahn 
GmbH für Planung, Bau, Betrieb, Erhaltung, vermögens-
mäßige Verwaltung und Finanzierung der Bundesauto-
bahnen sämtlicher Bundesländer sowie der übertragenen 
Bundesstraßen der Stadtstaaten Berlin, Bremen und 
Hamburg nach Maßgabe von §§ 1 Abs. 1, 5 Abs. 1 Infra-
strukturgesellschaftserrichtungsgesetz (InfrGG), unbe-
schadet der Aufgaben, die dem Fernstraßen-Bundesamt 
(FBA) obliegen, zuständig. 

Die Autobahn GmbH wurde mit verbindlicher Auskunft des 
Finanzamtes für Körperschaften III, Berlin, vom 15. Okto-
ber 2019 auf der Grundlage der Saudaçor-Rechtsprechung 
des EuGH und dem darauf ergangenen BMF-Schreiben 
vom 18. September 2019 – III C 2 - S 7107/19/10006 – als 
juristische Person des öffentlichen Rechts im Sinne von 
§ 2 b UStG und als nicht umsatzsteuerpflichtig für die 
Tätigkeiten, die ihr im Rahmen der öffentlichen Gewalt 
obliegen, anerkannt.

Bei der Gesellschaft handelt es sich unter Beachtung  
des § 267 Abs. 3 HGB sowie unter Anwendung des Gesell-
schaftsvertrages um eine große Kapitalgesellschaft.  
Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024 ist nach 
den Vorschriften der §§ 264 ff. HGB unter Beachtung 
rechtsformspezifischer Ausweisvorschriften des „Gesetz 

betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung“ 
(GmbHG) aufgestellt worden.

Für die Gliederung der Bilanz wird § 266 Abs. 2 und 3 
HGB angewendet. Die Gewinn- und Verlustrechnung  
ist nach dem Gesamtkostenverfahren (§ 275 Abs. 2 HGB) 
aufgestellt.

Im Interesse der Klarheit und Übersichtlichkeit wurden 
nach den gesetzlichen Vorschriften bei den Posten der 
Bilanz bzw. Gewinn- und Verlustrechnung anzubringende 
Vermerke in den Anhang aufgenommen. In Ergänzung 
dazu wird im Jahresabschluss zum 31. Dezember 2024, wie 
bereits im Vorjahr, unter Anwendung des § 265 Abs. 5 und 
6 HGB, die Bilanz um den Bilanzposten „Mittelzuweisungen 
aus noch nicht abgerechneten Aufwendungen bzw. Inves
titionen“ ergänzt. Damit sollen die Besonderheiten der 
Finanzierung der Autobahn GmbH über die Mittelzuwei-
sungen gem. § 7 InfrGG angemessen berücksichtigt und 
transparent dargestellt werden.

Die Anteile an der Autobahn GmbH werden vollständig vom 
Bund gehalten, der jedoch als Mutterunternehmen keinen 
Konzernabschluss erstellt. Da die Autobahn GmbH selbst 
keine Tochterunternehmen besitzt, erstellt sie auch selbst 
keinen Konzernabschluss.

13.2. Nach dem 1. Januar 2021 
übernommenen  
Vermögensgegenstände

Grundsätzlich ist das Eigentum an sächlichen Betriebs-
mitteln gemäß § 7 Satz 1 i.V.m. § 1 Absatz 4 Fernstraßen-
Überleitungsgesetz (FernstrÜG) mit Wirkung zum 1. Januar 
2021 zunächst von den Ländern auf den Bund überge-
gangen und direkt im Anschluss auf die Autobahn GmbH 
übertragen worden. Grundstücke und Gebäude für Neben-
anlagen im Sinne des § 1 Abs. 4 Nr. 4 des Bundesfern-
straßengesetzes gelten als Eigentum des Bundes. Gemäß 
§ 10 Abs. 1 FernstrÜG trat der Bund zum 1. Januar 2021  
in die Rechte und Pflichten aus den zu diesem Zeitpunkt 
bestehenden Vertragsverhältnisse ein, die von den zustän-
digen Straßenbaubehörden der Länder im Rahmen der 
Wahrnehmung der Aufgaben der Straßenbaulast abge-
schlossen wurden. Die Autobahn GmbH trat gemäß § 10 
Abs. 2 FernstrÜG im Rahmen der ihr zur Ausführung über-
tragenen Aufgaben, mit deren Wahrnehmung sie auf Grund 

13. Anhang 
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des § 6 des Infrastrukturgesellschaftserrichtungsgesetzes 
beliehen ist, in die Vergabe- und Gerichtsverfahren sowie 
in sonstige Verfahren und Rechtspositionen ein. Durch 
die Aufnahme des Geschäftsbetriebs der Niederlassung 
Nord bereits zum 1. Januar 2020 und der vorzeitigen 
Wahrnehmung der Aufgaben Planung und Bau gemäß § 10 
Absatz 1 InfrGG i. V. m. § 7 FernstrÜG und einer gemeinsa-
men Wahrnehmungsvereinbarung ist ein Teil des Eigentums 
an sächlichen Betriebsmitteln sowie Verträgen von den 
Ländern Hamburg und Schleswig-Holstein bereits zum 
1. Januar 2020 auf die Gesellschaft übertragen worden. 

Mit Ablauf des 1. Januars 2021 wurden der Übergang 
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bzw. die Über
nahmen von Sachmitteln, geleisteten Anzahlungen und 
anderen Vermögenswerten und Schulden grundsätzlich 
abgeschlossen. Vereinzelt kam es im Geschäftsjahr 2024 
zu Anpassungen, die die folgenden Vermögensgegen-
stände betrafen:

	� Nachaktivierung von Sachanlagevermögen (Fuhrpark 
und geleistete Anzahlungen) mit Anschaffungskosten 
im Geschäftsjahr 2024 von TEUR 1.146

	� Korrekturen von im Vorratsvermögen ausgewiesenen 
geleisteten Anzahlungen an Ingenieurbüros – im 
Wesentlichen für Planungsleistungen – mit einer 
Zunahme von TEUR 1.112

	� Nachaktivierung von Forderungen aus abgerechneten 
Schadensfällen von TEUR 838

	� Korrespondierende Zunahme der Mittelzuweisungen 
aus noch nicht abgerechneten Aufwendungen bzw. 
Investitionen im Geschäftsjahr 2024 von insgesamt 
TEUR 3.096.

13.3. Bilanzierungs- und  
Bewertungsgrundsätze

Die immateriellen Vermögensgegenstände werden 
gemäß § 253 Abs. 1 HGB zu Anschaffungskosten bewertet 
und um planmäßige lineare Abschreibungen reduziert. 
Die Abschreibungen werden entsprechend der betriebs-
gewöhnlichen Nutzungsdauer ermittelt. Als betriebs
gewöhnliche Nutzungsdauer wurden als Richtwerte die 
Werte aus den AfA-Tabellen des Bundesministeriums  
der Finanzen genutzt. Vom Wahlrecht der Aktivierung 
von selbst erstellten immateriellen Vermögensgegen-
ständen wird kein Gebrauch gemacht.

Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und – soweit abnutzbar – vermindert 
um planmäßige lineare Abschreibungen angesetzt. Die 
Abschreibungen werden entsprechend der betriebsge-
wöhnlichen Nutzungsdauer ermittelt. Als betriebsgewöhn-
liche Nutzungsdauer wurden als Richtwerte die Werte 
aus den AfA-Tabellen des Bundesministeriums der Finanzen 
genutzt. Kommt es zu einer voraussichtlich dauernden 
Wertminderung, werden gemäß § 253 Abs. 3 HGB außer-
planmäßige Abschreibungen vorgenommen. Geringwer-
tige Wirtschaftsgüter gemäß der Definition des § 6 Abs. 2 
EStG mit Nettoanschaffungskosten bis zu EUR 800,00 
werden aufwandswirksam auf einem gesonderten Konto 
unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen in der 
Gewinn- und Verlustrechnung erfasst. 

Die langfristigen Forderungen aufgrund der Leistung 
von Mietkautionen sowie eines Mitarbeiterdarlehens 
werden im Finanzanlagevermögen unter den Sonstigen 
Ausleihungen ausgewiesen. Die Sonstigen Ausleihun-
gen werden zum Nennwert angesetzt. Unverzinsliche 
Forderungen werden auf den niedrigeren beizulegenden 
Zeitwert abgezinst.

Unter den Vorräten werden Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe, unfertige Leistungen und geleistete Anzahlungen 
auf bezogene Ingenieurleistungen ausgewiesen. Die 
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe werden mit den Anschaf-
fungskosten einschließlich Anschaffungsnebenkosten  
auf Basis des einfachen gewogenen Durchschnitts des 
Geschäftsjahres 2024 bewertet und anschließend unter 
Berücksichtigung des strengen Niederstwertprinzips, 
soweit zutreffend, auf den niedrigeren Beschaffungspreis 
zum Bilanzstichtag abgewertet. Die unfertigen Leistun-
gen betreffen ausschließlich noch nicht abgerechnete 
Schadensfälle. Deren Herstellungskosten werden in Höhe 
der internen, für die Schadensbearbeitung angefallenen 
Personalaufwendungen der Autobahn GmbH mit einem 
fixen Stundenverrechnungssatz einschließlich eines 
Gemeinkostenzuschlags angesetzt. Kosten für den Einsatz 
von Fahrzeugen und Geräten werden mit separaten Kos-
tensätzen berücksichtigt. Dazu kommen Aufwendungen für 
Material und für von externen Dritten bezogene Leistun-
gen für die Schadensbearbeitung. Die Herstellungskosten 
werden unter Berücksichtigung des strengen Niederst-
wertprinzips, soweit erforderlich, auf den niedrigeren 
beizulegenden Wert zum Bilanzstichtag abgewertet. 
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Die Bewertung der geleisteten Anzahlungen erfolgt zu 
Anschaffungskosten, welche üblicherweise den Nenn
beträgen der Zahlungen entsprechen. Die Abrechnung 
der geleisteten Anzahlungen erfolgt mit der Abnahme  
der Leistungen, entweder in Form von Teilschluss- oder 
Schlussrechnungen gegenüber den Auftragnehmern. 
Gleichzeitig erfolgt die korrespondierende Abrechnung 
gegenüber dem Bund. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegen-
stände sind zum Nominalwert angesetzt. Bestehende 
Ausfallrisiken werden – sofern notwendig – mit Einzel- 
und Pauschalwertberichtigungen berücksichtigt. 

Die Guthaben bei Kreditinstituten und Kassenbestände 
sind zum Nennwert angesetzt. 

Der Aktive Rechnungsabgrenzungsposten gemäß 
§ 250 Abs. 1 HGB weist Ausgaben aus, die vor dem Bilanz-
stichtag angefallen sind und einen Aufwand für eine 
bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen.

Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert angesetzt. 
Die Kapitalrücklage weist Kapitalbeträge aus, die durch 
Verschmelzungen mit anderen Unternehmen der Auto-
bahn GmbH zugegangen sind und somit nicht aus eigenen 
erwirtschafteten Ergebnissen bestehen.

Bei den Rückstellungen für Pensionen und ähnliche 
Verpflichtungen erfolgt die Bewertung nach dem nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrag und nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen mit dem Teilwertverfahren. Die Richttafeln 
2018 G der Heubeck-Richttafeln-GmbH werden als biome-
trische Rechnungsgrundlage herangezogen. Die Abzin-
sung der Rückstellung erfolgt mit dem von der Deutschen 
Bundesbank veröffentlichten durchschnittlichen Markt-
zins der vergangenen zehn Jahre bei einer Restlaufzeit von 
15 Jahren. Dieser liegt bei 1,90 % p. a. (Vorjahr 1,82 % p. a.). 
Als Gehaltstrend wird für 2025 2,40 % und für 2026 3,10 % 
und anschließend jährlich 2,00 % (im Vorjahr für 2024: 
10,87 % sowie anschließend 2,00 % p. a. über die gesamte 
Laufzeit) berücksichtigt. Für den Rententrend wird wie im 
Vorjahr ein Wert in Höhe von 1,00 % p. a. zugrunde gelegt. 
Die unterstellte prozentuale Fluktuationsrate beträgt wie 
im Vorjahr null. 

Die Sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle 
erkennbaren Risiken und ungewissen Verpflichtungen. 
Die Bewertung der Rückstellungen erfolgt mit dem nach 
vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen 
Erfüllungsbetrag. Dieser ist so bemessen, dass alle erkenn-
baren Risiken berücksichtigt werden. Bei Rückstellungen 

mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr wird zum 
Bilanzstichtag der Erfüllungswert entsprechend § 253 
Abs. 2 HGB mit dem seiner Restlaufzeit entsprechenden 
durchschnittlichen Marktzinssatz der vergangenen 
sieben Geschäftsjahre abgezinst.

Für die Berechnung der Jubiläumsrückstellung und der 
Rückstellung für das Sterbegeld werden unter Anwen-
dung des Teilwertverfahrens die Richttafeln 2018 G der 
Heubeck-Richttafeln-GmbH, ein Marktzins in Höhe von 
1,96 % p. a. (Vorjahr 1,74 % p. a.) sowie ein Gehaltstrend 
mit 2,4 % im Geschäftsjahr 2025 und für 2026: 3,10 % 
anschließend jährlich 2,00 % verwendet. Im Vorjahr betrug 
der Gehaltstrend für 2024 10,87 %, für anschließend über 
die gesamte Laufzeit 2,00 % p. a. Eine Fluktuationsrate wird 
nicht unterstellt.

Die Rückstellung für Altersteilzeitverpflichtungen 
wurde unter Anwendung der Richttafeln 2018 G der 
Heubeck-Richttafeln-GmbH ermittelt. Für die Abzinsung 
der Verpflichtung wurde der durchschnittliche Markt-
zinssatz bei einer angenommenen Restlaufzeit von zwei 
Jahren in Höhe von 1,48 % (Vorjahr 1,03 %) verwendet,  
der von der Deutschen Bundesbank veröffentlicht wird. 
Zudem ging ein Gehaltstrend für 2025 von 2,4 %, für 
2026 von 3,10 % und anschließend von 2,00 % p. a. (im 
Vorjahr für 2024: 10,87 % sowie anschließend 2,00 % 
p. a. über die gesamte Laufzeit) in die Berechnung ein. 
Der Rückstellungsbetrag enthält sowohl vertraglich 
vereinbarte als auch auf einer Quote von 2,50 % der 
tarifvertraglich berechtigten Arbeitnehmer basierende 
potenzielle Altersteilzeitverträge.

Die Verbindlichkeiten werden gemäß § 253 Abs. 1 S. 2 
HGB mit ihren Erfüllungsbeträgen angesetzt.

Der Passive Rechnungsabgrenzungsposten gemäß 
§ 250 Abs. 2 HGB weist Einnahmen aus, die vor dem 
Bilanzstichtag eingegangen sind und Erträge für eine 
bestimmte Zeit nach dem Bilanzstichtag darstellen. 

Der Bilanzposten Mittelzuweisungen aus noch nicht 
abgerechneten Aufwendungen bzw. Investitionen 
enthält die gewährten Mittelzuweisungen für Investitio-
nen in das Anlagevermögen und für Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, für Geleistete Anzahlungen und für Aktive 
Rechnungsabgrenzungsposten, die erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt abgerechnet werden können. Weiterhin 
sind dort die Gegenpositionen zu den übernommenen 
Forderungen enthalten, die mangels Rückzahlungsver-
pflichtung an den Bund als fiktive Zuschüsse klassifi
ziert wurden und bei Zahlungseingang oder Ausbuchung 
dieser Positionen aufgelöst werden.
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13.4. Angaben und  
Erläuterungen zur Bilanz

13.4.1. Anlagevermögen

Die Entwicklung des Anlagevermögens sowie die Abschrei-
bungen des Geschäftsjahres ergeben sich aus dem Brutto-
anlagenspiegel – dargestellt in der Anlage zum Anhang.

Die immateriellen Vermögensgegenstände enthalten 
mit einem Gesamtwert von TEUR 20.490 (Vorjahr TEUR 
33.706) entgeltlich erworbene immaterielle Vermögens-
gegenstände, die bei Neuerwerb über eine Nutzungs-
dauer von 3 bis 8 Jahren bzw., bei übernommenen Gegen-
ständen, über ihre Restlaufzeit abgeschrieben werden. 
Der Posten weist überwiegend den Buchwert der Lizenzen 
und Programmerweiterungen für das ERP-System und  
die Lizenzen und Programmerweiterungen für die Ver-
trags- und Projektmanagement-Systeme sowie Software-
Lizenzen zur Verwaltung von Grunderwerben aus. 

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 
mit einem Gesamtwert von TEUR 1.937 (Vorjahr TEUR 
1.136) umfassen im Wesentlichen Mietereinbauten von 
TEUR 1.928 (Vorjahr TEUR 1.126) für diverse Niederlas-
sungen im Rahmen räumlicher Veränderungen.

Die Technischen Anlagen und Maschinen mit einem 
Gesamtwert von TEUR 23.082 (Vorjahr TEUR 16.713) setzen 
sich aus zum 1. Januar 2021 übertragenen Sachmitteln 
von den Bundesländern und eigenen Investitionen der 
Autobahn GmbH zusammen. Diese dienen der Durch-
führung der Aufgaben der Gesellschaft in den Bereichen 
Planung und Überwachung, Betrieb und Verwaltung.  
Die größten Einzelpositionen zum 31. Dezember 2024 
sind Werkzeuge, Geräte, Prüf- und Messmittel in Höhe  
von TEUR 10.598 (Vorjahr TEUR 9.446), gefolgt von EDV-
Anlagen und Geräte mit einem Wert von TEUR 9.345  
(Vorjahr TEUR 5.001), Werkstatteinrichtungen von TEUR 
2.185 (Vorjahr TEUR 1.287) und sonstigen Anlagen und 
Maschinen von TEUR 954 (Vorjahr TEUR 978).

Unter den anderen Anlagen sowie Betriebs- und 
Geschäftsausstattung werden Vermögensgegenstände 
mit einem Restbuchwert von TEUR 499.928 (Vorjahr 
TEUR 413.831) ausgewiesen. Die Zugänge resultieren 
ebenfalls aus dem Sachmittelübergang von den Bundes-
ländern und eigenen Investitionen. Die mit Abstand 
größte Einzelposition ist der Fuhrpark mit dem Restbuch-
wert zum 31. Dezember 2024 von TEUR 486.155 (Vorjahr 
TEUR 400.808), gefolgt von sonstigen Betriebsausstat-

tungen von TEUR 6.161 (Vorjahr TEUR 5.780), Büroma-
schinen und Kommunikationsanlagen von TEUR 4.009 
(Vorjahr TEUR 3.940) und Büro- und Geschäftsausstattung 
von TEUR.3.602 (Vorjahr TEUR 3.303). Zudem wurden 
Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau in Höhe 
von TEUR 24.485 (Vorjahr TEUR 51.231) investiert, die 
ebenfalls im Wesentlichen auf den Fuhrpark entfallen. 

Die Sonstigen Ausleihungen von TEUR 62 (Vorjahr 
TEUR 68) umfassen langfristig hinterlegte Mietkautionen 
mit einem Gesamtwert von TEUR 47 (Vorjahr TEUR 47) 
sowie ein Mitarbeiterdarlehen mit einem Restbuchwert 
zum Jahresende von TEUR 15 (Vorjahr TEUR 22).

Außerplanmäßige Abschreibungen im Anlagevermögen 
wurden im Geschäftsjahr 2024 nicht vorgenommen. 

13.4.2. Umlaufvermögen

Die Vorräte der Autobahn GmbH setzen sich aus Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffen in Höhe von TEUR 53.668 
(Vorjahr TEUR 53.389), Unfertige Leistungen von TEUR 
113.305 (Vorjahr TEUR 93.592) für noch nicht abgerech-
nete Schadensfälle sowie Geleisteten Anzahlungen für 
Planungs- und Überwachungsleistungen im Wert von 
TEUR 2.743.540 (Vorjahr TEUR 2.442.089) zusammen. 

Wesentliche Bestandteile der Roh-, Hilfs- und Betriebs-
stoffe sind Salz (TEUR 27.243, Vorjahr TEUR 26.421), 
Sole (TEUR 1.160, Vorjahr TEUR 1.058) und Baustoffe, 
überwiegend zur Beseitigung von Straßenschäden (TEUR 
312, Vorjahr TEUR 301), wobei Salz jahreszeitenbedingt 
zum Bilanzstichtag den mit Abstand wesentlichsten Posten 
darstellt. Die weiteren Bestandsteile in diesem Bereich 
sind Straßenzubehör (TEUR 7.241, Vorjahr TEUR 7.691), 
wie z. B. Verkehrsschilder und Leitpfosten, Kfz-Betriebs- 
und Verbrauchsstoffe (TEUR 4.876, Vorjahr TEUR 4.775) 
sowie Kabelbestände in den Fachstellen für Informations-
technik (FIT) (TEUR 8.161, Vorjahr TEUR 8.869).

Die Unfertigen Leistungen für noch nicht abgerechnete 
Schadensfälle in Höhe von TEUR 119.526 beinhalten  
eine Pauschalwertberichtigung in Höhe von TEUR 6.221 
(Vorjahr TEUR 4.925). Dies entspricht ca. 5 % auf den 
Bestand der Unfertigen Leistungen zum Jahresende und 
wurde gegen den Posten „Erhöhung des Bestandes an 
unfertigen Leistungen“ wegen potenzieller Uneinbring-
lichkeit gebildet. 

Die Geleisteten Anzahlungen beziehen sich auf Pla-
nungs- und Bauüberwachungsleistungen, im Wesentli-
chen bezogene Ingenieurleistungen, die im Rahmen von 
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Bau- und Erhaltungsmaßnahmen am Bundesfernstraßen-
netz der Autobahn GmbH angefallen sind. Der Saldo zum 
31. Dezember 2024 von insgesamt TEUR 2.743.540 (Vorjahr 
TEUR 2.442.089) entfällt mit TEUR 1.684.996 (Vorjahr TEUR 
1.507.205) auf DEGES und mit TEUR 1.058.544 (Vorjahr 
TEUR 934.884) auf Dritte. Neue Verträge für das von der 
Autobahn GmbH betreute Bundesfernstraßennetz wurden 
seit 1. Januar 2021 direkt von der Autobahn GmbH abge-
schlossen sowie von den Bundesländern übernommene 
Verträge bis zu deren Endabnahme weitergeführt.

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen von 
TEUR 30.093 (Vorjahr TEUR 29.342) resultieren haupt-
sächlich aus abgerechneten Schadensfällen und zu einem 
geringeren Teil aus sonstigen Forderungen aus Lieferung 
und Leistungen. Zum Bilanzstichtag bestehen Wertberich-
tigungen von TEUR 16.339 Vorjahr TEUR 17.084).

Verfassungsrechtlich wird zwischen der bundesunmittel-
baren und der bundesmittelbaren Verwaltung unterschie-
den. Die bundesunmittelbare Verwaltung umfasst alle 
Staatsbehörden, die keine eigene Rechtspersönlichkeit 
besitzen und damit als Rechtsträger Bund Gesellschafter 
bzw. Mutterunternehmen der Autobahn GmbH sind. 
Dagegen sind Anstalten sowie Körperschaften des öffent-
lichen Rechts vom Rechtsträger Bund getrennte rechtlich 
selbstständige juristische Personen des öffentlichen Rechts. 
Sie sind bundesmittelbar, weil sie der Aufsicht des Bun-
des unterstehen und stellen für die Autobahn GmbH ver-
bundene Unternehmen dar. In den Forderungen gegen 
verbundene Unternehmen von TEUR 64 (Vorjahr TEUR 
23) sind im Wesentlichen Schadensabrechnungen aus 
operativer Geschäftstätigkeit ausgewiesen und betreffen 
damit wie im Vorjahr vollumfänglich Lieferungen und 
Leistungen. 

Die Forderungen gegen Gesellschafter in Höhe von TEUR 
295.064 (Vorjahr TEUR 207.034) beinhalten im Wesentli-
chen Aufwandserstattungs- und Vorauszahlungsansprüche 
auf Grundlage des Geschäftsbesorgungsvertrages aus 
Lieferungen und Leistungen der Gesellschaft im Rahmen 
der übertragenen Aufgaben von TEUR 294.639 (Vorjahr 
TEUR 206.483). Daneben sind im Geschäftsjahr 2024 in 
Höhe von TEUR 234 (Vorjahr TEUR 551) Weiterbelastungen 
an den Bund für die Auslage von Aufwendungen durch die 
Autobahn GmbH enthalten. Sie betreffen vollumfänglich 
wie im Vorjahr Lieferungen und Leistungen.

In dem Bilanzposten sonstigen Vermögensgegenständen 
mit einem Gesamtwert von TEUR 8.436 (Vorjahr TEUR 
4.297) werden Debitorische Kreditoren von TEUR 2.637 
(Vorjahr TEUR 1.898), Forderungen gegen das Finanzamt  
in Höhe von TEUR 1.460 (Vorjahr TEUR 1.209), Forderungen 

gegen Personal in Höhe von TEUR 89 (Vorjahr TEUR 111), 
offene Lieferansprüche, die bereits in Rechnung gestellt 
wurden von TEUR 402 (Vorjahr TEUR 467), Forderungen 
gegen Sozialversicherungsträgern in Höhe von TEUR 34 
(Vorjahr TEUR 29), Forderungen gegen Versicherungen 
TEUR 20 (Vorjahr TEUR 27) sowie sonstige Posten von TEUR 
3.793 (Vorjahr TEUR 556) ausgewiesen. Die sonstigen Pos-
ten enthalten zum 31. Dezember 2024 vor allem Forderun-
gen aus Fördermittel. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände 
der Autobahn GmbH haben wie im Vorjahr alle eine Laufzeit 
von bis zu einem Jahr.

Der Bilanzposten Kassenbestand und Guthaben bei 
Kreditinstituten weist ein Bankkontoguthaben in Höhe 
von TEUR 2.592 (Vorjahr TEUR 2.930) sowie einen Kassen- 
und Bargeldbestand in Höhe von TEUR 0 (Vorjahr TEUR 0,5) 
aus. Im Jahr 2024 wurde ein neues Konto mit der Bezeich-
nung „Postwertzeichnung“ eingerichtet, das einen Bestand 
von TEUR 26 aufweist.

13.4.3. Aktive Rechnungsabgrenzung

Es wurde ein Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten  
in Höhe von TEUR 35.780 (Vorjahr TEUR 29.500) gebildet, 
der im Wesentlichen Vorauszahlungen für Folgejahre 
betrifft die aufgrund von Fälligkeitsvereinbarungen im 
Geschäftsjahr 2024 in Rechnung gestellt und gezahlt 
worden sind.

13.4.4. Eigenkapital

Das gezeichnete Kapital beträgt unverändert seit Eintra-
gung im Handelsregister TEUR 25. Die Kapitalrücklage 
von TEUR 36 resultiert aus der Verschmelzung der VIFG 
Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft mbH, 
Berlin (VIFG) in Vorjahren und ist ebenfalls unverändert. 

13.4.5. Rückstellungen

Die Zunahme der Rückstellungen für Pensionen und 
ähnliche Verpflichtungen um TEUR 662 auf TEUR 25.525 
zum 31. Dezember 2024 resultiert im Wesentlichen aus 
Zinsaufwendungen von TEUR 70 (Vorjahr TEUR 217) und 
Personalaufwendungen von TEUR 591 (Vorjahr TEUR 1.756). 

Der Unterschiedsbetrag aus der Bewertung des Diskontie-
rungszinssatzes mit dem 7-Jahres-Durchschnitt von 1,96 % 
p. a. (Vorjahr 1,74 % p. a.) bzw. mit dem 10-Jahres-Durch-
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schnitt von 1,90 % p. a. (Vorjahr 1,82 % p. a.) beträgt TEUR 
-282 (Vorjahr TEUR 380). In Höhe dieses Unterschieds
betrags bestand zum 31. Dezember 2023 nach § 253 Abs. 6 
S. 2 HGB eine Ausschüttungssperre. Da der Zinssatz des 
10-Jahres-Durchschnitts unter dem Zinssatz des 7-Jahres-
Durchschnitts liegt (negativer Unterschiedsbetrag), besteht 
zum 31. Dezember 2024 keine Ausschüttungssperre. Die 
Steuerrückstellungen belaufen sich zum Bilanzstichtag 
aufgrund der hohen steuerlichen Verlustvorträge wie im 
Vorjahr auf TEUR 0. 

Zum Bilanzstichtag werden Sonstigen Rückstellungen 
mit einem Gesamtwert von TEUR 196.029 (Vorjahr TEUR 
177.583) ausgewiesen. Im Vergleich zum Jahr 2023 wurde 
eine Änderung in der Bilanzstruktur vorgenommen: ein 
Sachkonto mit Saldo von TEUR 32 (Vorjahr TEUR 38) wurde 
auf sonstigen Verbindlichkeiten umgehängt. Im Jahr 2024 
wurden neue Rückstellungskonten angelegt und die Rück-
stellungen für das 13. Monatsgehalt in Höhe von TEUR 
4.918 (Vorjahr TEUR 0) neu gebildet. Ebenfalls wurde eine 
neue Rückstellung für Nebenkostenabrechnung in Höhe 
von TEUR 1.983 (Vorjahr TEUR 0) erfasst. Die Sonstigen 
Rückstellungen bestehen im Wesentlichen aus Rückstellun-
gen für ausstehende Eingangsrechnungen in Höhe von 
TEUR 32.651 (Vorjahr TEUR 40.871). Die Abnahme der Rück-
stellungen für ausstehende Eingangsrechnungen resul-
tiert überwiegend aus der Reduzierung der Rückstellung 
für Personalgestellung Länder sowie Kooperationsverein-
barungen. Weitere wesentliche Sonstige Rückstellungen 
sind: nicht verbrauchte Urlaubsguthaben von Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern in Höhe von TEUR 59.487 (Vorjahr 
TEUR 52.385), noch nicht vergütete Überstunden zum 
Stichtag in Höhe von TEUR 28.782 (Vorjahr TEUR 28.839), 
Altersteilzeit von TEUR 14.662 (Vorjahr TEUR 14.826), 
Jubiläumsrückstellungen von TEUR 3.386 (Vorjahr TEUR 
3.305), einen Unternehmensbonus von TEUR 12.000 
(Vorjahr TEUR 10.989), variable Vergütungsbestandteile, 
z. B. Zuschläge für Feiertage und Nachtschichten (unstete 
Bezüge) von TEUR 5.460 (Vorjahr TEUR 6.507), nicht bear-
beitete Höhergruppierungsanträge von TEUR 557 (Vorjahr 
TEUR 933), Archivierungskosten von TEUR 26.186 (Vorjahr 
TEUR 7.947), Rechts- und Beratungskosten von TEUR 3.902 
(Vorjahr TEUR 4.339) und Aufwendungen zur Erstellung 
des Jahresabschlusses von TEUR 611 (Vorjahr TEUR 953). 
Darüber hinaus bestehen Verpflichtungen aus Sterbegeld, 
Abschlussprüferhonorar, Aufsichtsratsvergütung, Berufs-
genossenschaft sowie weitere übrige Rückstellungen. 

Zum 31. Dezember 2024 waren 200 (Vorjahr 183) Alters-
teilzeitverträge mit einem Rückstellungsvolumen von 
TEUR 11.976 (Vorjahr TEUR 12.823) und 109 (Vorjahr 86) 
potenzielle Altersteilzeitverträge mit einem Gesamtbe-
trag von TEUR 2.687 (Vorjahr TEUR 2.003) rückgestellt. 

13.4.6. Verbindlichkeiten

Sämtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine 
Restlaufzeit von weniger als einem Jahr. 

Zum Stichtag bestehen Verbindlichkeiten aus Lieferun-
gen und Leistungen in Höhe von TEUR 204.212 (Vorjahr 
TEUR 114.996).

Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unter-
nehmen von TEUR 1 (Vorjahr TEUR 6) resultieren aus  
der operativen Geschäftstätigkeit der Autobahn GmbH 
und betreffen wie im Vorjahr sämtlich Lieferungen und 
Leistungen. 

Die Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschafter von 
TEUR 390 (Vorjahr TEUR 1.523) resultieren im Wesentli-
chen aus Weiterleitungsverpflichtungen von Einnahmen 
aus Kostenteilungsvereinbarungen. 

Die sonstigen Verbindlichkeiten betragen zum Bilanz-
stichtag insgesamt TEUR 13.254 (Vorjahr TEUR 11.024) und 
betreffen im Wesentlichen Lohn- und Kirchensteuer von 
TEUR 10.318 (Vorjahr TEUR 8.785), Umsatzsteuer von TEUR 
783 (Vorjahr TEUR 1.033), kreditorische Debitoren von 
TEUR 1.416 (Vorjahr TEUR 622) und Lohn- und Gehalt von 
TEUR 162 (Vorjahr TEUR 137). Im Vergleich zum Jahr 2023 
wurde eine Änderung in der Bilanzstruktur vorgenommen: 
ein Sachkonto mit Saldo von TEUR 32 (Vorjahr TEUR 38) 
wurde auf sonstigen Verbindlichkeiten umgehängt. 

13.4.7. Passive Rechnungsabgrenzungsposten

Es wurden ein Passiver Rechnungsabgrenzungsposten  
in Höhe von TEUR 5.500 (Vorjahr TEUR 0) gebildet, der im 
Wesentlichen Zahlungen für Folgejahre betrifft die auf-
grund von Fälligkeitsvereinbarungen im Geschäftsjahr 
2024 in Rechnung gestellt und gezahlt worden sind.  
Die Summe setzt sich zusammen aus drei Sachverhalten. 
Der erste Sachverhalt betrifft eine Kostenteilungsverein
barung zwischen der Freien Hansestadt Hamburg und der 
Autobahn GmbH des Bundes für Pflege, Wartung und 
Instandhaltung des Schnelsentunnels. Bei den anderen 
beiden Sachverhalten handelt es sich um Fördermittel-
zahlungen. 
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13.4.8. Mittelzuweisungen aus noch nicht  
abgerechneten Aufwendungen bzw. Investitionen

Der Bilanzposten der Mittelzuweisungen aus noch nicht 
abgerechneten Aufwendungen bzw. Investitionen 
beträgt zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2024 insgesamt 
TEUR 3.407.580 (Vorjahr TEUR 3.048.826) und enthält  
im Einzelnen die fortgeführten Mittelzuweisungen aus der 
Sachmittelübernahme des Anlagevermögens von TEUR 
152.180 (Vorjahr TEUR 198.140), den Ausgleichsposten für 
übernommene Schadensforderungen von TEUR 4.608 
(Vorjahr TEUR 6.810), den Ausgleichsposten für übernom-
mene Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe von TEUR 7.045 (Vor-
jahr TEUR 7.849) und Mittelzuweisungen für selbst beschaff-
tes Anlagevermögen von TEUR 417.804 (Vorjahr TEUR 
318.898), selbst beschaffte Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 
von TEUR 46.623 (Vorjahr TEUR 45.541), übernommene 
und selbst getätigte geleistete Anzahlungen an die DEGES 
von TEUR 1.684.996 (Vorjahr TEUR 1.507.205), übernom-
mene und selbst getätigte geleistete Anzahlungen an 
Dritte von TEUR 1.058.544 (Vorjahr TEUR 934.884) und für 
erfolgte Vorauszahlungen, die im Aktiven Rechnungs
abgrenzungsposten abgebildet und im Jahr 2025 oder 
den Folgejahren aufwandswirksam aufgelöst werden, 
von TEUR 35.780 (Vorjahr TEUR 29.500).

13.4.9. Latente Steuer

Latente Steuern entstehen aus unterschiedlichen Wertan-
sätzen zwischen der Handels- und der Steuerbilanz. Wäh-
rend es ein Wahlrecht bei der Bilanzierung eines Überhangs 
aktiver latenter Steuern gibt, besteht für einen Überhang 
von passiven latenten Steuern eine Pflicht zur Bilanzierung. 
Da insgesamt ein Überhang der aktiven über die passi-
ven latenten Steuern entsteht, wurde von dem Wahlrecht 
Gebrauch gemacht und die latenten Steuern nicht bilan-
ziert, sondern im Anhang angegeben. Die Unterschiede 
zwischen Handels- und Steuerbilanz, die ausschließlich 
aus temporären Differenzen bestehen und sämtlich zu 
aktiven latenten Steuern führen würden, sind in nach
folgender Tabelle dargestellt. Latente Steuern für vorläufig 
ermittelte aber noch nicht festgesetzte körperschaftsteu
erliche Verlustvorträge zum 31. Dezember 2024 von TEUR 
266.514 (Vorjahr TEUR 218.210) und gewerbesteuerlichen 
Verlustvorträge von TEUR 237.511 (Vorjahr TEUR 199.870) 
wurden ebenfalls nicht im Aktivüberhang an latenten 
Steuern aktiviert. 

Der Berechnung der latenten Steuern wurde ein Steuersatz 
von 15,825 % für Körperschaftsteuer und Solidaritätszu-
schlag und 14,350 % für Gewerbesteuer zu Grunde gelegt.

Kumulierte Unterschiede  
Handels- und Steuerbilanz

31.12.2024
TEUR

31.12.2023
TEUR

Rückstellungen für Pensionen 14.492 15.206

Rückstellung für Urlaub  
und Überstunden

18.713 17.544

Rückstellung für Altersteilzeit 5.531 5.022

Jubiläumsrückstellung 1.209 1.115

Rückstellung für Sterbegeld 286 245

Archivierungsrückstellung 0 0

Rückstellung für  
Rückbauverpflichtung

187 0

Mittelzuweisungen aus noch nicht 
abgerechneten Aufwendungen 
bzw. Investitionen

252.599 301.564

(+ Unterschiedsbeträge, die zu aktiven latenten Steuern führen; 
- Unterschiedsbeträge, die zu passiven latenten Steuern führen)

13.4.10. Haftungsverhältnisse und  
sonstige finanzielle Verpflichtungen

Haftungsverhältnisse aus mittelbaren  
Versorgungsverpflichtungen
Die Beschäftigten der Autobahn GmbH erhalten eine 
betriebliche Altersversorgung (Zusatzversorgung).  
Sie haben gem. § 25 Haustarifvertrag Anspruch auf Versi-
cherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach 
Maßgabe des Tarifvertrages über die betriebliche Alters
versorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes. 
Zur Erfüllung der Ansprüche besteht eine Mitgliedschaft  
bei der Versorgungskasse des Bundes und der Länder (VBL). 
Aufgrund der Finanzierungsverfahren der VBL bestehen  
bei dieser derzeit Deckungslücken, die durch zukünftige 
Umlagen ausgeglichen werden sollen.

Die Finanzierung der Zusatzversorgungskasse erfolgt 
durch eine Mischfinanzierung aus Umlagen und individu-
ellen Beiträgen. Es wird in den Abrechnungsverband  
Ost und Abrechnungsverband West unterschieden. Für 
den Abrechnungsverband Ost gilt ein Umlagesatz von 
1,06 % und ein Beitrag zum Kapitaldeckungsverfahren 
von 6,25 % (davon Arbeitgeberanteil 2,00 % und Arbeit
nehmeranteil 4,25 %) p.a. Für den Abrechnungsverband 
West wird eine Umlage von 7,30 % angewendet, ein Bei-
trag zum Kapitaldeckungsverfahren existiert nicht. Von 
der Umlage von 7,30 % entfällt auf den Arbeitgeber ein 
Anteil von 5,49 % und auf den Arbeitnehmer von 1,81 %. 
Seit 2024 wird die VBL zunächst für den kommenden 
Deckungsabschnitt von fünf Jahren kein Sanierungsgeld 
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zum Abbau der Unterdeckung erheben. Das umlage-
pflichtige Entgelt für beide Abrechnungsverbände beträgt 
für das Jahr 2024 TEUR 735.770 (Vorjahr TEUR 630.027).

Sonstige finanzielle Verpflichtungen
Gemäß § 7 Abs. 1 FernstrÜG übernahm die Autobahn GmbH 
zum 1. Januar 2021 von den Bundesländern bestimmte 
Vermögensgegenstände und Verpflichtungen und trat in 
diesem Zusammenhang in die Geschäftsbeziehungen der 
Länder – betreffend die Aufgaben der Autobahn – ein. 
Hieraus resultieren sonstige finanzielle Verpflichtungen, 
wie z.B. Verträge, bei denen die Autobahn GmbH zum 
1. Januar 2021 Vertragspartner wurde.

Die sonstigen finanziellen Verpflichtungen gemäß § 285 
Nr. 3a HGB belaufen sich auf TEUR 10.900.280 (Vorjahr 
TEUR 7.648.482). 

Zwischen der Autobahn GmbH und den Ländern wurden 
Kooperationsverträge zur Erfüllung des Geschäftszwecks 
geschlossen. Die bereits im Jahr 2020 geschlossenen 
Kooperationsverträge dienen allgemeinen und individu-
ellen überwiegend temporären Unterstützungsbedarfen  
in den Bereichen Betrieb, Planung und Bau. Im Jahr 2020 
wurden insgesamt 15 IT-Kooperationsvereinbarungen, 
12 allgemeine Kooperationsvereinbarungen und 60 Einzel-
kooperationsvereinbarungen abgeschlossen. Grundsätzlich 
sind alle Kooperationsvereinbarungen zum 31. Dezember 
2023 ausgelaufen. Eine hessische Unterstützungsleistung 
aus den AKOV (HE) wurde im Sommer 2024 rückwirkend 
bis zum 31. März 2025 verlängert. Für die Kooperations-
verträge, die im Wesentlichen auf die Bereiche Betrieb/
Planung/Bau entfallen, erwartet die Autobahn GmbH eine 
Gesamtverpflichtung von derzeit TEUR 50.401 (Vorjahr 
TEUR 61.099), wovon TEUR 27.216 (Vorjahr TEUR 31.025) 
zwischen einem und fünf Jahren und TEUR 10.800 (Vor-
jahr TEUR 17.832) über fünf Jahren liegen. Diese Verträge 
stellen die Leistungsfähigkeit der Autobahn GmbH sicher 
und führen zu einem der Leistungsinanspruchnahme fol-
genden Liquiditätsabfluss. Bei den Kooperationsverträgen 
gibt es reguläre Laufzeiten und keine grundsätzlichen 
Abnahmeverpflichtungen. Diese Verträge sichern die 
Betriebsbereitschaft und die Qualität der Arbeit der Auto-
bahn GmbH und sollen mittelfristig durch Eigenleistun-
gen oder eigene Vertragsgestaltungen der Autobahn GmbH 
ersetzt werden. 

Aus der unbefristeten Personalgestellung der Länder 
werden Inanspruchnahmen über die geschätzte Gesamt-
laufzeit von insgesamt TEUR 605.911 (Vorjahr TEUR 
622.358) erwartet. Von diesem Betrag entfallen TEUR 
142.732 (Vorjahr TEUR 165.935) auf die Zeit zwischen 
einem und fünf Jahren und TEUR 428.234 (Vorjahr  

TEUR 413.636) auf die Zeit größer als fünf Jahre. Bei der 
Ermittlung der sonstigen finanziellen Verpflichtungen  
aus Personalgestellungen wurde ein Verbleib der ent-
sprechenden Personen bei der Autobahn GmbH bis zur 
Erreichung der regulären Verrentung bzw. Pensionierung 
unterstellt. Aus der Personalgestellung ausscheidende 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern werden durch eigene 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Autobahn GmbH 
ersetzt. Die Personalgestellungen gewährleisten ebenfalls 
die Aufgabenerfüllung der Gesellschaft.

Aus den geschlossenen Mietverträgen für Gebäude und 
Stellplätze (inklusive Nebenkostenvorauszahlungen  
und unter Berücksichtigung von Verlängerungsoptionen) 
ergeben sich Gesamtverpflichtungen in Höhe von TEUR 
651.698 (Vorjahr TEUR 618.061), wovon TEUR 186.751 
(Vorjahr TEUR 187.753) auf den Zeitraum zwischen einem 
und fünf Jahren entfallen sowie TEUR 419.000 (Vorjahr 
TEUR 383.363) größer fünf Jahren. Aus den geschlossenen 
Mietverträgen für Miet- und Leasing-Verträge für Kraft-
fahrzeuge und sonstiges Anlagevermögen ergeben sich 
Gesamtverpflichtungen in Höhe von TEUR 9.234 (Vorjahr 
TEUR 2.641). Hiervon entfallen TEUR 963 (Vorjahr TEUR 
610) auf den Zeitraum zwischen einem und fünf Jahren.  
Die Mietverträge ersparen der Gesellschaft die Investitionen 
in eigene Verwaltungsgebäude.

Im Bereich der Dienstleistungsverträge lässt sich im 
Wesentlichen zwischen Verträgen für den Betrieb der IT 
und Sonstigen Dienstleistungsverträgen unterscheiden. 
Die Gesamtverpflichtung für den Betrieb der IT wird mit 
TEUR 161.752 (Vorjahr TEUR 109.436) erwartet. Hiervon 
entfallen TEUR 65.993 (Vorjahr TEUR 37.533) auf den Zeit-
raum zwischen einem und fünf Jahren. Aus den sonstigen 
Dienstleistungsverträgen resultieren finanzielle Verpflich-
tungen in Höhe von insgesamt TEUR 20.658 (Vorjahr TEUR 
5.385), wovon TEUR 5.836 (Vorjahr TEUR 718) auf den 
Zeitraum zwischen einem und fünf Jahren entfallen und 
TEUR 204 (Vorjahr TEUR 308) auf den Zeitraum größer 
fünf Jahre. Daneben bestand zum Jahresende 2024 ein 
Bestellobligo für Anlagevermögen, Fuhrpark und Dienst-
leistungen von TEUR 315.519 (Vorjahr TEUR 144.934), 
welches mit TEUR 43.671 (Vorjahr TEUR 40.823) den Zeit-
raum zwischen ein und fünf Jahren und mit TEUR 5.786 
(Vorjahr TEUR 9.445) den Zeitraum größer fünf Jahre 
betrifft. Diese Verträge sichern mittelfristig die Betriebs-
bereitschaft der Gesellschaft. 

Die weiteren sonstigen finanziellen Verpflichtungen 
gemäß § 285 Nr. 3a HGB belaufen sich auf TEUR 6.305.511 
(Vorjahr TEUR 3.430.401) und beinhalten Verpflichtun-
gen aus sonstigen Ingenieurverträgen, davon TEUR 
2.580.084 (Vorjahr TEUR 1.266.175) mit einer Laufzeit 
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zwischen einem und fünf Jahren und TEUR 2.650.163 
(Vorjahr TEUR 1.622.501) mit einer Laufzeit größer fünf 
Jahren. Weitere Verpflichtungen aus Ingenieurver
trägen entfallen mit insgesamt TEUR 2.779.596 (Vorjahr 
TEUR 2.656.808) auf Verträge mit der DEGES, davon 
TEUR 932.165 (Vorjahr TEUR 903.031) mit einer Laufzeit 
zwischen einem und fünf Jahren und TEUR 1.632.000 
(Vorjahr TEUR 1.533.835) mit einer Laufzeit größer als 
fünf Jahre. 

13.5. Angaben und Erläuterungen 
zur Gewinn- und Verlustrechnung

13.5.1. Umsatzerlöse

Die Umsatzerlöse betragen TEUR 2.180.696 (Vorjahr 
TEUR 1.940.029). Es handelt sich hierbei überwiegend um 
Mittelzuweisungen des Bundes zur Deckung der laufen-
den Personal- und Sachkosten einschließlich der bezoge-
nen Leistungen von insgesamt TEUR 1.788.818 (Vorjahr 
TEUR 1.609.807). Aus der Realisierung des Postens Mittel-
zuweisungen aus noch nicht abgerechneten Aufwen-
dungen bzw. Investitionen für die geleisteten Anzahlungen, 
die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe und die aktiven Rech-
nungsabgrenzungsposten wurde ein Betrag von TEUR 
254.362 (Vorjahr TEUR 217.793) erfasst. Weiterhin enthal-
ten die Umsatzerlöse Erträge aus Unfallschadenbeseiti-
gung von TEUR 114.374 (Vorjahr TEUR 90.467), Erträge aus 
Kooperationsvereinbarungen von TEUR 8.378 (Vorjahr 
TEUR 12.386), Einnahmen aus Kostenteilungen von TEUR 
8.795 (Vorjahr TEUR 4.124) sowie weitere Umsatzerlöse 
aus z. B. Gebühren, Betriebsdienst, Holz-, Kraftstoff-, und 
Schrottverkäufen, Mieten und Photovoltaik von insge-
samt TEUR 5.969 (Vorjahr TEUR 5.451).

13.5.2. Erhöhung des Bestands  
an unfertigen Leistungen

Diese Position der Gewinn- und Verlustrechnung in Höhe 
von TEUR 19.713 (Vorjahr TEUR 15.738) beruht ausschließ-
lich auf der Netto-Zunahme der Unfertigen Leistungen für 
noch nicht abgerechnete Schadensfälle, die sich aus der 
Zuführung für neue, noch nicht abgerechnete, Schadens-
fälle und der Inanspruchnahme durch Abrechnung von 
unfertigen Leistungen als Schadensforderungen zusam-
mensetzt. In der Nettoveränderung ist auch die Verände-
rung der pauschalen Wertberichtigung in Höhe von TEUR 
-1.296 enthalten.

13.5.3. Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge in Höhe von TEUR 
164.363 (Vorjahr TEUR 150.734) bestehen überwiegend 
aus der erlöswirksamen Inanspruchnahme der Mittelzu-
weisungen aus noch nicht abgerechneten Aufwendun-
gen bzw. Investitionen für von den Bundesländern über-
nommene und ab dem 1. Januar 2021 selbst erworbene 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens in Höhe 
eines Betrages von insgesamt TEUR 110.069 (Vorjahr 
TEUR 98.214). Dabei erfolgt die Inanspruchnahme des 
Mittelzuweisungspostens nach Maßgabe der Abschrei-
bungen von TEUR 107.850 (Vorjahr TEUR 96.525), bzw.,  
in geringerem Umfang, der Abgänge des Anlagevermögens 
von TEUR 2.219 (Vorjahr TEUR 1.689). Auf die Abschrei-
bungen übernommener Sachmittel entfielen Erträge aus 
der Inanspruchnahme der Mittelzuweisungen von TEUR 
45.807 (Vorjahr TEUR 51.390), während die Abschreibungen 
von selbst angeschafftem Anlagevermögen zu Inanspruch-
nahmen der Mittelzuweisungen von TEUR 62.043 (Vorjahr 
TEUR 45.134) führten. Weiterhin sind in diesem Posten 
Erträge aus der Inanspruchnahme des Mittelzuweisungs-
postens von TEUR 3.040 (Vorjahr TEUR 9.772) enthalten, 
die aus übernommenen und im Geschäftsjahr 2024 ausge-
glichenen Schadensforderungen von TEUR 3.040 (Vorjahr 
TEUR 5.658) und abgerechneten Unfertigen Leistungen von 
TEUR 0 (Vorjahr TEUR 4.114) beruhen. 

Darüber hinaus sind in den sonstigen betrieblichen Erträgen 
unter anderem Projektförderungen von TEUR 7.389 (Vor-
jahr TEUR 9.110), periodenfremde Erträge (im Wesentlichen 
resultierend aus Stromgutschriften und Kooperations-
vereinbarungen) von TEUR 16.350 (Vorjahr TEUR 10.672), 
Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen in Höhe 
von TEUR 11.463 (Vorjahr TEUR 11.545), Erträge aus der 
Herabsetzung von Wertberichtigungen von TEUR 7.646 
(Vorjahr TEUR 5.926), Gewinne aus Anlagenabgängen von 
TEUR 4.389 (Vorjahr TEUR 2.899), Entlastungen durch die 
Energiepreisbremse von TEUR 404 (Vorjahr TEUR 1.099), 
weiterberechnete Sachbezüge von TEUR 368 (Vorjahr 
TEUR 372), Erträge aus Währungsdifferenzen von TEUR 
67 (Vorjahr TEUR 2) und Erträge aus Schadenersatz von 
TEUR 122 (Vorjahr TEUR 32) enthalten.

13.5.4. Materialaufwand

Im Materialaufwand von insgesamt TEUR 880.741 (Vor-
jahr TEUR 768.723) werden Aufwendungen für Roh-, 
Hilfs- und Betriebsstoffe von TEUR 90.823 (Vorjahr TEUR 
104.210) und Aufwendungen für bezogene Leistungen 
von insgesamt TEUR 789.919 (Vorjahr TEUR 664.513) erfasst. 
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Die Aufwendungen für bezogene Leistungen umfassen 
bezogene Ingenieurleistungen von TEUR 260.237 (Vorjahr 
TEUR 174.499) für die Planungs- und Bauleistungen der 
Niederlassungen, Aufwendungen für gestellte und zuge-
wiesene Angestellte und Beamte der Bundesländer und 
des Bundesfernstraßenamtes von TEUR 38.662 (Vorjahr 
TEUR 47.958) sowie sonstige bezogene Leistungen von 
insgesamt TEUR 491.020 (Vorjahr TEUR 442.056), die sich 
teilweise aufgrund geänderter Kontierungsregelungen 
wie folgt zusammensetzen:

Sonstige bezogene  
Leistungen

2024
TEUR

2023
TEUR

Extern bezogenen Leistungen  
für den Betriebsdienst

295.705 228.474

Strom für den Betriebsdienst 43.288 57.250

Wartung Software 20.710 14.684

Entsorgungsleistungen 14.943 21.851

Instandhaltung Fuhrpark 21.594 20.116

Dienstleistungen aus  
Kooperationsvereinbarungen

13.049 19.736

Nebenkosten  
Technische Anlagen

7.665 10.485

Arbeitsschutzkleidung 10.496 9.770

Instandhaltung Maschinen  
und Geräte

6.476 9.940

Sonstige bezogene Leistungen 57.093 49.747

13.5.5. Personalaufwand

Der Personalaufwand in Höhe von TEUR 1.004.749 (Vor-
jahr TEUR 873.801) setzt sich aus Löhnen und Gehältern 
in Höhe von TEUR 799.851 (Vorjahr TEUR 704.150) sowie 
Sozialen Abgaben und Aufwendungen für Altersversor-
gung und für Unterstützung von TEUR 204.898 (Vorjahr 
TEUR 169.651) zusammen. Für Altersversorgung sind TEUR 
38.405 (Vorjahr TEUR 34.181) angefallen.

13.5.6. Abschreibungen auf immaterielle  
Vermögensgegenstände und Sachanlagen

Die Abschreibungen in Höhe von TEUR 107.850 (Vorjahr 
TEUR 96.525) setzen sich aus Abschreibungen auf Sachan-
lagevermögen in Höhe von TEUR 91.922 (Vorjahr TEUR 
81.099) und Abschreibungen auf immaterielle Vermögens-
gegenstände in Höhe von TEUR 15.929 (Vorjahr TEUR 
15.426) zusammen. In diesem Posten sind keine außer-
planmäßigen Abschreibungen enthalten.
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13.5.7. Sonstige betriebliche Aufwendungen

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen in Höhe 
von TEUR 371.154 (Vorjahr TEUR 366.335) verteilen sich 
im Geschäftsjahr 2024 auf folgende Unterpositionen:

Sonstige betriebliche  
Aufwendungen

2024
TEUR

2023
TEUR

Aufwendungen für  
die Inanspruchnahme von  
Rechten und Diensten

156.166 144.773

Miet- und Leasingaufwendungen 83.253 77.783

Instandhaltungsaufwendungen 14.180 40.926

Sonstige Aufwendungen 33.215 31.327

Sonstige Personalaufwendungen 28.579 27.175

Verwaltungsaufwendungen 35.413 24.793

Aufwendungen für Beiträge und 
sonstige Abgaben

2.415 1.916

Aufwendungen für Versicherungen 5.448 5.504

Reise- und Bewirtungskosten 7.019 7.847

Aufwendungen für  
Kommunikation

5.467 4.292

In den Miet- und Leasingaufwendungen sind die Strom-
kosten für das Segment Verwaltung enthalten. Die Strom-
kosten für das Segment Betriebsdienst werden in den 
Aufwendungen für bezogenen Leistungen ausgewiesen. 
In den sonstigen Aufwendungen sind TEUR 10.028 (Vor-
jahr TEUR 12.583) für Wertberichtigungen und Abschrei-
bungen auf Forderungen enthalten. Darüber hinaus ent-
hält der Posten periodenfremde Aufwendungen von TEUR 
15.796 (Vorjahr TEUR 10.722); diese resultieren im Wesent
lichen aus Nachzahlungen für Strom sowie Abrechnungen 
für Kooperationsvereinbarungen aus 2023. Die sonsti-
gen Aufwendungen enthalten auch Aufwendungen für 
Währungsdifferenzen TEUR 73 (Vorjahr TEUR 20).

13.5.8. Finanzergebnis

Im Berichtsjahr sind Zinserträge von TEUR 1.339 (Vorjahr 
TEUR 1.159) und Zinsaufwendungen von TEUR 1.499 (Vor-
jahr TEUR 2.148) angefallen. Die Zinserträge wurden über-
wiegend von Versicherungsgesellschaften vereinnahmt 
und enthalten zusätzlich Erträge von TEUR 320 (Vorjahr 
TEUR 185) aus der Abzinsung der Archivierungskosten-
rückstellung und der Rückbauverpflichtung, während  
die Zinsaufwendungen für die Abzinsung der Pensions-
rückstellung und anderen langfristigen Rückstellungen 

von TEUR 676 (Vorjahr TEUR 526) sowie Aufwendungen 
gegenüber Geschäftspartnern angefallen sind.

13.5.9. Steuern

Unter den Steueraufwendungen werden Steuern vom 
Einkommen und vom Ertrag in Höhe von TEUR 0,0 (Vor-
jahr TEUR 0,2) für Gewerbesteuer und sonstige Steuern 
in Höhe von TEUR 116 (Vorjahr TEUR 128) überwiegend 
für Grund- und Kfz-Steuern ausgewiesen.

13.6. Treuhandvermögen
Als Treuhandvermögen und -verbindlichkeiten werden 
das für den Treugeber Bund auftragsgemäß verwaltete 
Vermögen an Zahlungsmitteln und die entsprechenden 
Verbindlichkeiten in Bezug auf das Finanzmanagement 
der Bundesfernstraßen/Maut ausgewiesen.

13.7. Sonstige Angaben
13.7.1. Anzahl der Arbeitnehmer

Die Gesellschaft hat im Geschäftsjahr 2024 durchschnitt-
lich 12.403 Arbeitnehmer beschäftigt (Vorjahr 11.561); 
davon entfallen auf:

	� Betrieb 7.034 (Vorjahr 6.867),
	� Planen und Bauen 3.181 (Vorjahr 2.820) und 
	� Verwaltung 2.188 (Vorjahr 1.874).

13.7.2. Organe der Gesellschaft

Der Geschäftsführung der Gesellschaft gehörten im 
Geschäftsjahr und darüber hinaus an:

	� Gunther Adler, Geschäftsführer Personal  
und Arbeitsdirektor bis 15. März 2024

	� Dr. Michael Güntner, Vorsitzender der  
Geschäftsführung und vom 16. März 2024 bis  
30. Juni 2024 Geschäftsführer Personal 

	� Dirk Brandenburger, Geschäftsführer Technik und  
bis 31. Dezember 2024 Geschäftsführer Finanzen 

	� Sebastian Mohr, Geschäftsführung Personal  
seit 01. Juli 2024

	� Dr. Jeannette von Ratibor, Kaufmännische  
Geschäftsführung seit 1. Januar 2025
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Die Funktion des/r Geschäftsführers/-führerin wird 
jeweils hauptberuflich ausgeübt.

Die Bezüge der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 
2024 und das Vorjahr setzen sich wie folgt zusammen:

Adler, 
Gunther 

bis 
15.03.2024
TEUR

Dr. Güntner, 
Michael

seit 
15.09.2023
TEUR

Branden
burger, Dirk    

seit 
01.10.2023
TEUR

Mohr, 
Sebastian 

seit 
01.07.2024
TEUR

Krenz, 
Stephan 

bis  
30.06.2023
TEUR

Rethmann, 
Anne 

bis  
31.12.2023
TEUR

Gesamt

Geschäftsjahr 2024

Grundvergütung 60,0 350,0 290,0 145,0 0,0 0,0 845,0

Versorgungszuschlag,  
Zulage, Arbeitgeberanteil 
Sozialversicherung,  
Arbeitgeberzuschuss  
Altersversorgung

16,3 62,7 80,6 29,8 0,0 0,0 189,4

Variable Vergütung (Bonus)* 31,3 11,8 7,6 0,0 20,0 25,8 96,5

Geldwerter Vorteil (Pkw) 1,3 7,1 15,0 2,6 0,0 0,0 25,0

Summe Bezüge 108,9* 431,6 393,1* 177,4 20,0 25,8 1.156,8

Nachrichtlich: Zuführung  
zur Pensionsrückstellung

0,0 0,0 12,7 0,0 0,0 0,0 12,7

Gesamt 108,9 431,6 405,8 177,4 20,0 25,8 1.169,6

* Rundungsdifferenz

Vorjahr 2023

Grundvergütung 290,0 103,1 72,5 0 175,0 290,0 930,6

Versorgungszuschlag,  
Zulage, Arbeitgeberanteil 
Sozialversicherung,  
Arbeitgeberzuschuss  
Altersversorgung

81,4 18,4 19,4 0 70,4 58,8 248,4

Variable Vergütung (Bonus) 40,0 11,7 7,5 0 20 40 119,2

Variable Vergütung -1,7 0 0 0 -16,7 -4,2 -22,6

Geldwerter Vorteil (Pkw) 5,1 2,3 0 0 11 8,2 30,1

Gesamt 414,8 135,5 99,4 0 259,7 392,8 1.302,2

* aufwandswirksame Rückstellungszuführung
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Als Mitglieder des Aufsichtsrates (AR) waren im  
Berichtsjahr bestellt:

Vorsitz:

	� Herr Oliver Luksic, 
Parlamentarischer Staatssekretär beim  
Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV),  
Vorsitzender des Aufsichtsrates bis 07.11.2024

	� Herr Stefan Schnorr, 
Staatssekretär im Bundesministerium  
für Digitales und Verkehr (BMDV),  
Mitglied des Aufsichtsrates seit 28.11.2024,  
Vorsitzender des Aufsichtsrates seit 10.12.2024

Anteilseignervertreter:innen:

	� Herr Thomas Hailer,  
Selbständiger Berater

	� Frau Daniela Mattheus,  
Rechtsanwältin

	� Frau Anke Leue,  
Leiterin Unterabteilung IT-Steuerung und Service, BfIT 
im Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV)

	� Herr Michael Sven Puschel,  
Leiter der Abteilung Bundesfernstraßen  
Bundesministerium für Digitales und Verkehr

	� Frau MDgin Petra von Wick,  
Leiterin der Unterabteilung VIII B,  
Bundesministerium für Finanzen bis 30.05.2024

	� Frau Dr. Kristina Klas,  
Leiterin der Unterabteilung VIII A,  
Bundesministerium für Finanzen seit 31.05.2024

	� Herr Detlef Müller, MdB,  
Mitglied des Verkehrsausschusses des  
Deutschen Bundestages

	� Frau Susanne Menge, MdB,  
Mitglied des Verkehrsausschusses des  
Deutschen Bundestages

	� Herr Torsten Herbst, MdB,  
Mitglied des Haushaltsausschusses des  
Deutschen Bundestages

	� Herr Florian Oßner, MdB  
Mitglied des Haushaltsausschusses des  
Deutschen Bundestages

Arbeitnehmervertreter/innen  
im Aufsichtsrat:

	� Herr Volker Geyer,  
stellvertretender AR-Vorsitzender,  
stellvertretender Bundesvorsitzender dbb  
Beamtenbund und Tarif Union

	� Frau Sabine Bollacher,  
stellvertretende Leiterin der Autobahnmeisterei 
Efringen-Kirchen bei der Autobahn GmbH des Bundes 

	� Herr Fritz Carl Joseph Reitberger,  
Vorsitzender des Betriebsrats Niederlassung  
Südbayern bei der Autobahn GmbH des Bundes

	� Frau Elfriede Sauerwein-Braksiek,  
Direktorin (Niederlassung Westfalen) bei der  
Autobahn GmbH des Bundes

	� Herr Martin Krupp,  
Gewerkschaftssekretär Fachbereich Öffentliche  
und private Dienstleistungen, Sozialversicherung  
und Verkehr – Bundesfachgruppe
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	� Herr Frank Bonnes,  
Mitarbeiter bei der Autobahn GmbH des Bundes 
(Niederlassung Rheinland), Vorsitzender  
des Gesamtbetriebsrats der Autobahn GmbH  
des Bundes

	� Herr Ronald Braun,  
Mitarbeiter (Niederlassung Nordost), bei der Autobahn 
GmbH des Bundes, stellvertretender Vorsitzender des 
Betriebsrats der Außenstelle Güstrow, stellvertretender  
Vorsitzender des Gesamtbetriebsrats der Autobahn 
GmbH des Bundes

	� Frau Monika Spielberg,  
Mitarbeiterin (Niederlassung Rheinland),  
bei der Autobahn GmbH des Bundes 

	� Frau Claudia Latzer,  
Abteilungsleiterin (Niederlassung Nord)  
bei der Autobahn GmbH des Bundes 

	� Herr Hermann-Josef Siebigteroth,  
Bundesvorsitzender der VDStra.  
Fachgewerkschaft der Straßen- und  
Verkehrsbeschäftigten

Die Gesamtbezüge für die Mitglieder des Aufsichtsrats 
(Jahresvergütung und Sitzungsgeld) für das Geschäfts-
jahr 2024 betrugen TEUR 177 (Vorjahr TEUR 183). Die Aus-
zahlung ist im Jahr 2025 geplant, unter dem Vorbehalt 
der Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates nach der 
Feststellung des Jahresabschlusses 2024.

13.7.3. Honorar des Abschlussprüfers

Das Gesamthonorar des Abschlussprüfers inklusive 
Umsatzsteuer für Abschlussprüfungsleistungen beträgt 
für das Jahr 2024 TEUR 617 (Vorjahr TEUR 568). Weitere 
sonstige Leistungen wurden seitens des Abschlussprüfers 
weder im Geschäftsjahr 2024 noch im Vorjahr erbracht.

13.7.4. Ergebnisverwendungsvorschlag

Das Geschäftsjahr 2024 schließt mit einem  
Jahresüberschuss von TEUR 0 (Vorjahr TEUR 0) ab.

13.7.5. Nachtragsbericht

Am 18. März 2025 hat der Deutsche Bundestag ein 
Sondervermögen für Infrastrukturausgaben beschlossen. 
Der am 09. April 2025 geschlossene Koalitionsvertrag 
zwischen den zukünftig an der Bundesregierung beteiligten 
Parteien sieht Teile des Sondervermögens für die Straßen-
infrastruktur in Deutschland vor. Dies kann – ebenso wie 
die im Koalitionsvertrag geplante Planungsbeschleuni-
gung – positiv auf die Gesellschaft wirken. Insbesondere 
eine „überjährige, flexible und verlässliche Finanzierung“ 
kann sich bei Umsetzung risikomindernd auf das Finanzie-
rungsrisiko auswirken.

Berlin, 05.05.2025

Die Autobahn GmbH des Bundes 
Berlin

Dr. Michael Güntner
Vorsitzender der 
Geschäftsführung 

Dr. Jeannette von Ratibor 
Kaufmännische 
Geschäftsführerin

Dirk Brandenburger
Technischer  
Geschäftsführer

Sebastian Mohr
Geschäftsführer Personal  
und Arbeitsdirektor
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14. Entwicklung des  
Anlagevermögens 2024

Anschaffungs- und Herstellungskosten	 Abschreibungen Buchwerte

 01.01.2024 
EUR

Zugänge 
EUR

Abgänge 
EUR

Umbuchungen 
EUR

31.12.2024 
EUR

01.01.2024 
EUR

Zugänge 
EUR

Abgänge 
EUR

Umbuchungen 
EUR

31.12.2024 
EUR

31.12.2024 
EUR

01.01.2024 
EUR

I.	� Immaterielle  
Vermögensgegenstände

	 1.	� Entgeltlich erworbene  
Konzessionen, gewerbliche  
Schutzrechte und ähnliche  
Rechte und Werte sowie  
Lizenzen an solchen  
Rechten und Werten

77.312.651,75 3.051.576,82 -1.469.933,70 – 78.894.294,87 -43.606.482,42 -15.928.568,30 1.131.081,03 – -58.403.969,69 20.490.325,18 33.706.169,33 

77.312.651,75 3.051.576,82 -1.469.933,70 – 78.894.294,87 -43.606.482,42 -15.928.568,30 1.131.081,03 – -58.403.969,69 20.490.325,18 33.706.169,33 

II.	 Sachanlagen

	 1.	� Grundstücke, grundstücks
gleiche Rechte und Bauten  
einschließlich der Bauten  
auf fremden Grundstücken

1.436.099,59 796.706,20 – 306.581,25 2.539.387,04 -299.971,07 -302.358,13 – – -602.329,20 1.937.057,84 1.136.128,52 

	 2.	� Technische Anlagen  
und Maschinen

23.762.387,01 9.198.816,36 -8.677,97 706.167,99 33.658.693,39 -7.049.042,06 -3.592.120,09 6.253,25 58.430,23 -10.576.478,67 23.082.214,72 16.713.344,95 

	 3.	� Andere Anlagen, Betriebs-  
und Geschäftsausstattung

636.153.764,06 142.013.130,90 -4.788.075,24 33.946.605,07 807.325.424,79 -222.322.565,75 -88.027.283,63 3.010.937,86 -58.430,23 -307.397.341,75 499.928.083,04 413.831.198,31 

	 4.	� Geleistete Anzahlungen  
und Anlagen im Bau

51.231.150,09 8.306.736,19 -93.930,25 -34.959.354,31 24.484.601,72 – – – – – 24.484.601,72 51.231.150,09 

712.583.400,75 160.315.389,65 -4.890.683,46 – 868.008.106,94 -229.671.578,88 -91.921.761,85  3.017.191,11 – -318.576.149,62 549.431.957,32 482.911.821,87 

III.	 Finanzanlagen

	 1.	� Sonstige Ausleihungen 68.200,00 – -6.500,00 – 61.700,00 – – – – – 61.700,00 68.200,00 

789.964.252,50 163.366.966,47 -6.367.117,16 – 946.964.101,81 -273.278.061,30 -107.850.330,15 4.148.272,14 – -376.980.119,31 569.983.982,50 516.686.191,20 
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